
95

HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

Nr. 17 MITTWOCH, DEN 24. MAI 2000

Tag I n h a l t Seite

§ 1

Die Höhe der Regelsätze der laufenden Leistungen zum
Lebensunterhalt (§ 22 Absatz 1 BSHG) wird wie folgt fest-
gesetzt:

Alleinstehende und Haushaltsvorstände  . . . . . . 550 DM.

Haushaltsangehörige:

– bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres  . . . . 275 DM.

– bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres beim
Zusammenleben mit einer Person, die allein
für die Pflege und Erziehung des Kindes
sorgt  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 303 DM.

– vom Beginn des 8. bis zur Vollendung des
14. Lebensjahres  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 358 DM.

– vom Beginn des 15. bis zur Vollendung des
18. Lebensjahres  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 495 DM.

– vom Beginn des 19. Lebensjahres an  . . . . . . 440 DM.  

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2000 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Verordnung zur Festsetzung der Regelsätze nach
§ 22 Absatz 1 des Bundessozialhilfegesetzes vom 25. Mai 1999
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 103)
außer Kraft.
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Verordnung

zur Festsetzung der Regelsätze nach § 22 Absatz 1 des Bundessozialhilfegesetzes

Vom 16. Mai 2000

Auf Grund von § 22 Absatz 2 Satz 1 des Bundessozialhilfe-
gesetzes (BSHG) in der Fassung vom 23. März 1994 (Bundes-
gesetzblatt I Seiten 647, 2975), zuletzt geändert am 22. Dezem-
ber 1999 (Bundesgesetzblatt I Seite 2671), wird verordnet:

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 16. Mai 2000.
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§ 1

Das Gesetz über den Bebauungsplan Bergedorf 82 vom
14. November 1990 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 225), zuletzt geändert am 4. November 1997
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seiten 494,
505), wird wie folgt geändert:

1. Die beigefügte „Anlage zur Verordnung zur Änderung des
Gesetzes über den Bebauungsplan Bergedorf 82“ wird dem
Gesetz hinzugefügt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

2.1 In Nummer 3 wird folgender Satz angefügt:

„Lebensmitteleinzelhandel ist nur in den Kerngebieten
zulässig, die an die mit „(D)“ bezeichnete Straßen-
verkehrsfläche grenzen.“

2.2 In Nummer 5 wird folgender Satz angefügt:

„In einem Abstand von 50 m zu den äußeren Leitern der
in der Planzeichnung gekennzeichneten oberirdischen
Elektrizitätsleitung sind Wohnungen unzulässig.“

2.3 Nummer 6 erhält folgende Fassung:

„6. In den Kerngebieten sind Spielhallen und ähnliche
Unternehmen im Sinne von § 33 i der Gewerbeord-
nung, die der Aufstellung von Spielgeräten mit oder
ohne Gewinnmöglichkeiten dienen, sowie Vorführ-
und Geschäftsräume, deren Zweck auf Darstellungen
oder Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerich-
tet ist, unzulässig.“

§ 2

Die Begründung der Änderung des Bebauungsplans wird
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann
niedergelegt.

§ 3

Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Die Begründung der Planänderung kann auch beim örtlich
zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen
Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 und 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 be-
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fällig-
keit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten der Änderung des
Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich zustän-
digen Bezirksamt geltend gemacht worden sind; der
Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen
soll, ist darzulegen.

Verordnung

zur Änderung des Gesetzes

über den Bebauungsplan Bergedorf 82

Vom 19. Mai 2000

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (Bundesgesetzblatt 1997 I Seite 2142,
1998 I Seite 137) in Verbindung mit § 3 Absätze 1 und 3 des
Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. No-
vember 1999 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 271) sowie § 1 Absätze 2 und 3 der Weiterübertragungs-
verordnung vom 30. November 1999 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 273) wird verordnet:

Hamburg, den 19. Mai 2000.

Das Bezirksamt Bergedorf
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